
 
 
 
 
 

GWB Boller & Partner mbB 
Steuerberater Wirtschaftsprüfer Rechtsanwälte 

 
35043 Marburg   Auf der Appeling 12 

Tel. (0 64 21) 40 06 - 0 
Fax (0 64 21) 40 06 - 250 

www.gwb-partner.de 
AG Frankfurt/Main 
Reg.-Nr. PR 1322 

 
 

Marburg, Juni 2024 
 

 
 

M a n d a n t e n b r i e f  I I / 2 0 2 4  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend erhalten Sie wichtige Informationen 
über rechtliche und steuerliche Änderungen. 
 
Gerne können Sie den Mandantenbrief zukünftig 
auch per Email erhalten. Sollten Sie dies wün-
schen, bitten wir um Mitteilung Ihrer Email- 
Adresse an maren.weichsel@gwb-partner.de. 
 
Die Informationen stellen keine rechtliche oder 
steuerliche Beratung dar und können eine indivi-
duelle Beratung nicht ersetzen. Sollten Sie zu ein-
zelnen Themen noch Fragen haben, stehen wir 
Ihnen gern zur Verfügung.  
 

Mit freundlichen Grüßen  
GWB Boller & Partner mbB 

 
 
 
Katja Möller  Oliver Stumm 
Wirtschaftsprüferin, Rechtsanwalt, Fachanwalt 
Steuerberaterin für Steuerrecht  
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· Wachstumschancengesetz 
Ø Bundesrat stimmt Wachstumschancengesetz 
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· Einkommensteuer 
Ø Keine doppelte Haushaltsführung bei Fahrzeit 

zwischen Hauptwohnung und Tätigkeitsstätte 
von etwa einer Stunde 

Ø Ordnungsgemäß geführtes elektronisches 
Fahrtenbuch: Erfordernis der „äußeren ge-
schlossenen Form“ und „zeitnahe“ Führung 

Ø Verspätete Pauschalversteuerung kann teuer 
werden 

Ø Kein Anspruch auf Pflegepauschbetrag bei nur 
geringfügigen Pflegeleistungen 

Ø Zweitwohnungsteuer sind Kosten der Unter-
kunft für doppelte Haushaltsführung – Bei Aus-
schöpfung des Höchstbetrags nicht zusätzlich 
als Werbungskosten abzugsfähig 

Ø Aufwendungen für Kleidung und Mode-Acces-
soires einer Influencerin keine Betriebsausga-
ben 

· Umsatzsteuer 
Ø Vorsteuerabzug aus Heizungsanlage bei um-

satzsteuerfreier Wohnungsvermietung 
Ø Zuordnungsentscheidung für Vorsteuerabzug 

aus dem Erwerb einer Photovoltaikanlage 
· Erbschaftsteuer 
Ø Die Auswirkungen eines „Berliner Testaments“ 

im Erbschaftsteuerrecht 
· Arbeitsrecht 
Ø Arbeitsverträge künftig per E-Mail möglich 
Ø Beweiswert von Arbeitsunfähigkeitsbescheini-

gungen 
Ø Ungenehmigtes Posten von Bildern vom Ar-

beitsplatz kann Kündigungsgrund sein 
· Gesetzgebung 
Ø Verordnung zur technischen Umsetzung des 

Basisregisters für Unternehmen im Kabinett 
gebilligt 
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Termine Juli – September 2024 
 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Soli-
daritätszuschlag3 

10.07.2024 15.07.2024 05.07.2024 

dto. 12.08.2024 15.08.2024 07.08.2024 
dto. 10.09.2024 13.09.2024 06.09.2024 
Kapitalertragsteuer, Solidari-
tätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanz-
amt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.07.2024 15.07.2024 05.07.2024 
dto. 12.08.2024 15.08.2024 07.08.2024 
dto. 10.09.2024 13.09.2024 06.09.2024 
Einkommensteuer, Kirchen-
steuer, Solidaritätszuschlag 

10.09.2024 13.09.2024 06.09.2024 

Körperschaftsteuer, Solidaritäts-
zuschlag 

10.09.2024 13.09.2024 06.09.2024 

Gewerbesteuer 15.08.2024 19.08.2024 12.08.2024 
Grundsteuer 15.08.2024 19.08.2024 12.08.2024 
Sozialversicherung5 29.07.2024 entfällt entfällt 
dto. 28.08.2024 entfällt entfällt 
dto. 26.09.2024 entfällt entfällt 

 
 
 
 

Bundesrat stimmt Wachstumschancengesetz zu 
 
Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 22.03.2024 dem Wachstumschancengesetz zugestimmt und damit den Kompro-
missvorschlag des Vermittlungsausschusses von Bundestag und Bundesrat vom 21.02.2024 bestätigt.  
 
Auf Vorschlag des Vermittlungsausschusses wurden zahlreiche Änderungen am Gesetz vorgenommen. Die geplante Kli-
maschutz-Investitionsprämie ist nicht mehr Teil des Wachstumschancengesetzes. 
 
Die steuerlichen Investitionsanreize sollen die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland stärken und das Gesetz 
soll in der geänderten Fassung zu Entlastungen in Höhe jährlich von 3,2 Milliarden Euro führen. 
 
Nachdem Bundestag und Bundesrat dem Änderungsvorschlag des Vermittlungsausschusses nun zugestimmt haben, kann 
es nach Ausfertigung und Verkündung in Kraft treten. 
 
  

 
1  Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats 

(auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3  Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr, bei Jahreszahlern für das abgelaufene Kalender-
jahr. 

4  Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfristverlängerung) für 
das abgelaufene Kalendervierteljahr; bei Vierteljahreszahlern (mit Dauerfristverlängerung) für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 

5  Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, 
empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen 
der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. 
zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fällig-
keitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt. 
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Zusammenfassender Überblick über die wichtigsten Regelungen des Wachstumschancengesetzes (WCG): 
 
· Einführungszeitpunkt E-Rechnung zum 01.01.2025, allgemeiner Übergangszeitraum bis 31.12.2026, Über-

gangszeitraum für kleine Unternehmen bis 31.12.2027 
· E-Rechnungsformate: Neben X-Rechnung/ZUGFeRD werden auch EDI-Formate zugelassen, sofern eine der Richt-

linie 2014/55/EU vom 16.04.2014 entsprechende Extraktion der Daten möglich ist 
· Degressive AfA für Wohngebäude 5 % mit Baubeginn ab 01.10.2023 befristet auf 6 Jahre (= bis einschl. 

30.09.2029) 
· Degressive AfA für bewegliche Wirtschaftsgüter begrenzt auf den Zeitraum von 01.04.2024 bis 31.12.2024 und 

Begrenzung auf höchstens das 2-fache der linearen AfA und 20 % 
· Erhöhung des Schwellenwerts für die Mindestbesteuerung beim Verlustvortrag auf 70 % für vier Jahre 

(=VZ 2024 bis 2027) 
· Sonder-AfA für Betriebe mit Gewinn bis 200.000 Euro im VJ in Höhe von 40 % der Investitionskosten ab Anschaf-

fung 01.01.2024 
· Anhebung Pauschbetrag Berufskraftfahrer ab VZ 2024 auf 9 Euro 
· Anhebung Abzugsgrenze für Geschenke auf 50 Euro ab 01.01.2024 
· Erhöhung Bruttolistenpreis für E-Fahrzeuge auf 70.000 Euro, Anschaffung ab 01.01.2024 
· Bewertung Einlage junger Wirtschaftsgüter mit (fortgeführten) AHK nur bei Herkunft aus Privatvermögen ab 

VZ 2024 
· Anhebung Freigrenze private Veräußerungsgeschäfte auf 1.000 Euro ab 01.01.2024 
· Verbesserung Thesaurierungsbegünstigung 
· Wegfall Fünftelregelung ab VZ 2025 
· Weitere Regelungen zum Zuwendungsempfängerregister, gilt ab dem Tag nach der Verkündung des WCG 
· Option Körperschaftsbesteuerung, gilt ab dem Tag nach der Verkündung des WCG 
· Umsatzsteuerbefreiung Verfahrenspfleger und Verfahrensbeistände ab 01.04.2024 
· Klarstellende Formulierung, dass § 12 Abs. 2 Nr. 8a Satz 3 UStG nur auf Leistungen von Zweckbetrieben 

nach §§ 66 bis 68 AO anzuwenden ist, gilt ab dem Tag nach der Verkündung des WCG 
· Anhebung Grenze umsatzsteuerliche Ist-Versteuerung auf 800.000 Euro, ab 01.01.2024 
· Anhebung Grenze Buchführungspflicht (Gewinn 80.000 Euro, Umsatz 800.000 Euro), gilt für Wirtschaftsjahr mit 

Beginn ab 01.01.2024 
· Anhebung Grenze Aufbewahrungspflicht bei Überschusseinkünften auf 750.000 Euro ab VZ 2027 
· Anhebung Schwellenwert vierteljährliche USt-VA auf 2.000 Euro, ab VZ 2025 
· Aufhebung der Pflicht zur Abgabe von USt-Jahreserklärungen für Kleinunternehmer ab VZ 2024 
· Verbesserungen des Forschungszulagengesetz, u. a. maximale Bemessungsgrundlage 10 Mio. Euro, gilt ab dem 

Tag nach der Verkündung des WCG 
· Regelungen zum Digitalen Verfahren zur Ermittlung der Kinderanzahl im Beitragsrecht der sozialen 

Pflegeversicherung (mit Folgeänderungen im Lohnsteuerabzugsverfahren) eingeführt, ab 01.01.2024 
· Vereinfachung von Besteuerung in „ausländischen Homeoffice-Fällen“, ab 01.01.2024 
 
 
Vorab im Kreditzweitmarktgesetz bereits veröffentlicht und bereits in Kraft getreten: 
 
· Notwendige Änderungen im Zusammenhang mit dem MoPeG 
· Zinsschranke 
· Datenaustausch zwischen Unternehmen der privaten Kranken- und Pflegeversicherung, der Finanzverwaltung und den 

Arbeitgebern  
· Vorsorgepauschale Arbeitnehmer im Lohnsteuerabzugsverfahren 
· Keine Besteuerung der Dezemberhilfe, Aufhebung der §§ 123 bis 126 EStG 
 
 
Vorab durch den Vermittlungsausschuss gestrichene Maßnahmen: 
 
· Einführung Klimaschutzinvestitionsprämiengesetz 
· Einführung Meldepflicht innerstaatliche Steuergestaltungen 
· Freigrenze Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung 1.000 Euro 
· Anhebung GWG-Grenze auf 1.000 Euro 
· Senkung Auflösedauer Sammelposten auf 3 Jahre, Anhebung Wertgrenze auf 5.000 Euro 
· Anhebung Pauschale Verpflegungsmehraufwendungen auf 30 bzw. 15 Euro 
· Anhebung Freibetrag Betriebsveranstaltungen auf 150 Euro 
· Anhebung Förderung energetischer Sanierungsmaßnahmen 
· Erweiterter Verlustrücktrag 
· Erweiterter Verlustvortrag 
· Reichweitenalternative Hybridfahrzeuge 
· Senkung Durchschnittssteuersatz LuF von 9,0 % auf 8,4 % 
· Vorzeitiges Auslaufen der befristeten ermäßigten Umsatzbesteuerung für Gas- und Wärmelieferungen zum 29.02.2024 

statt 31.03.2024 
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Keine doppelte Haushaltsführung bei Fahrzeit zwischen Hauptwohnung  
und Tätigkeitsstätte von etwa einer Stunde 

 
Ein Geschäftsführer war bei einer etwa 30 km entfernt ansässigen Arbeitgeberin angestellt und mietete eine Zweitwoh-
nung in ca. 1 km Entfernung von seiner ersten Tätigkeitsstätte. 
 
Das Finanzgericht Münster6 gab der Finanzbehörde Recht, bei den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit eines kla-
genden Geschäftsführers zusätzliche Werbungskosten für die geltend gemachte doppelte Haushaltsführung nicht zu be-
rücksichtigen. Der Ort des eigenen Hausstands und der Beschäftigungsort des Klägers fallen im Streitfall nicht auseinan-
der, denn der Kläger kann seine erste Tätigkeitsstätte von seinem ca. 30 km entfernten Hausstand aus mit dem Pkw 
ausweislich des Google Maps-Routenplaners im Berufsverkehr innerhalb von 50 bis 55 Minuten erreichen. Da die üblichen 
Wegezeiten maßgeblich sind, ist nicht darauf abzustellen, dass die Fahrzeit nach Angaben des Klägers aufgrund von 
Baustellen zeitweise im Einzelfall länger gedauert haben sollte. Außerhalb des Berufsverkehrs beträgt die Fahrzeit aus-
weislich Google Maps lediglich ca. 30 Minuten. 
 
Darauf, dass diese Strecke bei Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel ausweislich Google Maps durchschnittlich eine Fahrtzeit 
von ca. 1,5 Stunden (einschließlich Fußwege zur Bushaltestelle sowie Umstiegs- und Wartezeiten) aufweist (nach Angaben 
des Klägers zwei Stunden), kommt es schon deshalb nicht an, weil der Kläger nicht nachvollziehbar dargelegt hat, dass 
er die Strecke, wäre er sie arbeitstäglich gefahren, mit öffentlichen Verkehrsmitteln zurückgelegt hat. So hat der Kläger 
im Streitjahr sowohl sämtliche durchgeführten Fahrten zwischen seinen Wohnungen als auch alle Fahrten zwischen seiner 
Wohnung und seiner Arbeitsstätte tatsächlich mit dem Pkw zurückgelegt.  
 
 

Ordnungsgemäß geführtes elektronisches Fahrtenbuch: Erfordernis  
der "äußeren geschlossenen Form" und "zeitnahe" Führung 

 
Das Finanzgericht Düsseldorf7 hat festgestellt, dass ein mit Hilfe eines Computerprogramms erzeugtes Fahrtenbuch nur 
dann eine äußere geschlossene Form aufweist, wenn nachträgliche Veränderungen an den zu einem früheren Zeit-
punkt eingegebenen Daten nach der Funktionsweise des verwendeten Programms technisch ausgeschlossen sind oder in 
ihrer Reichweite in der Datei selbst dokumentiert oder offengelegt werden und bereits bei gewöhnlicher Einsichtnahme 
in das elektronische Fahrtenbuch erkennbar sind. Alle erforderlichen Angaben müssen sich dem Fahrtenbuch selbst ent-
nehmen lassen; ein Verweis auf ergänzende Unterlagen ist nur zulässig, wenn der geschlossene Charakter der Fahrten-
buchaufzeichnungen dadurch nicht beeinträchtigt wird. 
 
Das Finanzgericht führt weiter aus, dass eine zeitnahe Führung vorliegt, wenn der Nutzer des Fahrzeugs die Eintragun-
gen im Anschluss an die betreffenden Fahrten vornimmt. Wann die Eintragungen im Streitfall konkret erfolgt sind, lässt 
sich hier mangels Vorlage der Protokolldateien nicht feststellen. Ob bereits dieser Umstand ausreicht, um dem Fahrten-
buch die Ordnungsmäßigkeit abzuerkennen, bedarf keiner abschließenden Entscheidung. Denn die Klägerin hat selbst 
eingeräumt, dass die Eintragungen in das elektronische Fahrtenbuch gebündelt - üblicherweise nach jedem Tankvorgang 
- vorgenommen worden sind und die Fahrten in der Zwischenzeit lediglich auf Notizzetteln festgehalten werden. Abgese-
hen davon, dass diese Ursprungsaufzeichnungen vernichtet wurden und sich infolgedessen nicht feststellen lässt, ob die 
Notizzettel alle für eine ordnungsgemäße Fahrtenbuchführung benötigten Angaben (einschließlich km-Stand am Anfang 
und Ende der Fahrt, Fahrtziel und Fahrtzweck) enthielten, wird die gebündelte Eintragung der Fahrten mehrerer Tage 
bzw. sogar Wochen nicht den an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch zu stellenden Anforderungen gerecht. Selbst nach 
eigenem Vortrag der Klägerin erfolgten die Eintragungen nur unregelmäßig, wobei - wenn man auf die Daten der Tank-
vorgänge abstellt - zwischen einzelnen Eintragungen auch zwei oder mehr Wochen liegen konnten. Bei derartigen Ab-
ständen ist nicht mehr gewährleistet, dass alle Fahrten zutreffend erfasst sind. Dies gilt im Streitfall umso mehr, weil 
zwischendurch nur „Notizzettel“ geführt worden sein sollen und bei losen Zetteln stets die Gefahr besteht, dass diese 
verloren gehen.  
 
 

Verspätete Pauschalversteuerung kann teuer werden 
 
Aufwendungen von mehr als 110 Euro je Beschäftigten für eine betriebliche Jubiläumsfeier sind als geldwerter Vorteil in 
der Sozialversicherung beitragspflichtig, wenn sie nicht mit der Entgeltabrechnung, sondern erst erheblich später pauschal 
versteuert werden. Das Bundessozialgericht8 hat der Deutschen Rentenversicherung Oldenburg-Bremen Recht gegeben 
und die gegenteiligen Entscheidungen der Vorinstanzen aufgehoben. 
 
  

 
6 Finanzgericht Münster, Mitteilung vom 15.03.2024 zum Urteil 1 K 1448/22 vom 06.02.2024, LEXinform 0465313 
7 Finanzgericht Düsseldorf, Urteil 3 K 1887/22 vom 24.11.2023, LEXinform 5025829 
8 Bundessozialgericht, Pressemitteilung vom 23.04.2024 zum Urteil B 12 BA 3/22 R vom 23.04.2024, LEXinform 0465495 
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Kein Anspruch auf Pflegepauschbetrag bei  
nur geringfügigen Pflegeleistungen 

 
Ein Sohn besuchte seine pflegebedürftige Mutter (Pflegestufe III) fünfmal im Jahr für mehrere Tage in einer Einrichtung 
des betreuten Wohnens und half in dieser Zeit bei der Körperpflege, beim An- und Ausziehen, bei den Mahlzeiten und 
beim Verlassen der Wohnung. Außerdem unterstützte er seine Mutter in organisatorischen Dingen. Das Finanzamt versagte 
einen Pflegepauschbetrag von 1.100 Euro, weil die Pflege nicht über das bei Familienbesuchen Übliche hinausgehe. 
 
Das Sächsische Finanzgericht9 gab dem Finanzamt Recht: Für die Inanspruchnahme des Pflegepauschbetrages nach § 33b 
Abs. 6 EStG müsse die Pflegedauer mindestens 10 % des pflegerischen Zeitaufwandes betragen, um einen Abzug als 
außergewöhnliche Belastung zu rechtfertigen. Andernfalls könnten in vielen Fällen Familienbesuche, die mit Hilfeleistungen 
im Haushalt verbunden seien, als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt werden. Dies sei nicht Intention des Gesetz-
gebers. 
 
 

Zweitwohnungsteuer sind Kosten der Unterkunft für doppelte 
Haushaltsführung - Bei Ausschöpfung des Höchstbetrags nicht  

zusätzlich als Werbungskosten abzugsfähig 
 
Die Klägerin hatte an ihrem Tätigkeitsort München eine Zweitwohnung angemietet. Die hierfür in den Streitjahren entrich-
tete Zweitwohnungsteuer in Höhe von 896 Euro bzw. 1.157 Euro machte sie neben weiteren Kosten für die Wohnung in 
Höhe von jeweils mehr als 12.000 Euro als Aufwendungen für ihre doppelte Haushaltsführung geltend. Das Finanzamt 
berücksichtigte die Aufwendungen jeweils nur mit dem Höchstabzugsbetrag von 12.000 Euro pro Jahr.  
 
Der Bundesfinanzhof10 hielt dies für rechtmäßig. Zu den notwendigen Mehraufwendungen, die bei einer doppelten Haus-
haltsführung als Werbungskosten zu berücksichtigen sind, zählen u. a. die notwendigen Kosten für die Nutzung der Un-
terkunft am Beschäftigungsort. Diese können ab dem Veranlagungszeitraum 2004 nur bis zu einem Höchstbetrag von 
1.000 Euro pro Monat abgezogen werden. Die Zweitwohnungsteuer ist als Unterkunftskosten in diesem Sinne zu beurtei-
len. Diese stellt eine unmittelbar mit dem tatsächlichen Mietaufwand für die Zweitwohnung verbundene zusätzliche finan-
zielle Belastung für das Innehaben und die damit regelmäßig einhergehende Nutzung der Zweitwohnung dar.  
 
Hinweis: 
 
Wenn der Höchstbetrag bereits ausgeschöpft ist, darf dieser Aufwand aber nicht zusätzlich als Werbungskosten abgezogen 
werden. 
 
 

Aufwendungen für Kleidung und Mode-Accessoires  
einer Influencerin keine Betriebsausgaben 

 
Eine Influencerin betrieb auf verschiedenen Social-Media-Kanälen und über eine Website einen Mode- und Lifestyleblog 
und erstellte hierzu Fotos und Stories. Zusätzlich zu den Produkten, die sie im Rahmen ihrer Tätigkeit von verschiedenen 
Firmen erhalten hatte, um sie zu bewerben, erwarb sie diverse Kleidungsstücke und Accessoires wie z. B. Handtaschen 
namhafter Marken. Sie machte die Aufwendungen für diese Kleidungsstücke und Accessoires als Betriebsausgaben bei 
ihrer gewerblichen Tätigkeit als Influencerin geltend. Das Finanzamt verwehrte den Betriebsausgabenabzug mit der Be-
gründung, dass sämtliche Gegenstände durch die Influencerin auch privat genutzt werden könnten und eine Abgrenzung 
der privaten zur betrieblichen Sphäre nicht möglich sei. Insbesondere habe sie nicht dargelegt, in welchem Umfang sie die 
Kleidungsstücke und Accessoires jeweils für private oder betriebliche Zwecke genutzt habe. 
 
Die hiergegen erhobene Klage blieb vor dem Niedersächsischen Finanzgericht11 erfolglos. Bei gewöhnlicher bürgerlicher 
Kleidung und Mode-Accessoires ist eine Trennung zwischen privater und betrieblicher Sphäre nicht möglich. Allein die 
naheliegende Möglichkeit der privaten Nutzung von bürgerlicher Kleidung und Mode-Accessoires führt dazu, dass eine 
steuerliche Berücksichtigung ausgeschlossen ist. Des Weiteren handelt es sich bei den erworbenen Gegenständen nicht 
um typische Berufskleidung, für die ein Betriebsausgabenabzug möglich ist. 
 
  

 
9 Finanzgericht Sachsen, Pressemitteilung vom 15.03.2024 zum Urteil 2 K 936/23 vom 24.01.2024, LEXinform 0465317 
10 Bundesfinanzhof, Urteil VI R 30/21 vom 13.12.2023, LEXinform 0953833 
11 Finanzgericht Niedersachsen, Mitteilung vom 21.02.2024 zum Urteil 3 K 11195/21 vom 13.11.2023, LEXinform 0465198 
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Vorsteuerabzug aus Heizungsanlage bei  

umsatzsteuerfreier Wohnungsvermietung 
 
Eine Vermieterin vermietete ein Haus mit zwei Wohnungen zu Wohnzwecken. Die Miete über eine Wohnung setzte sich 
aus der Grundmiete, den "kalten" Betriebskosten sowie den Heizungsbetriebskosten zusammen. Im September 2016 in-
stallierte die Klägerin als Ersatz für die bisherige Anlage eine neue Kessel- und Heizungsanlage für die vermieteten Woh-
nungen. Für jede Wohnung wurden eigene Einzelzähler zur Erfassung der Wärmemengen installiert und die Mieter erhiel-
ten die Möglichkeit, die Heizungs- und Wassertemperaturen individuell zu regulieren. Die Klägerin gab ab Oktober 2016 
Umsatzsteuervoranmeldungen ab, mit denen sie auf die Kleinunternehmerregelung verzichtete, steuerpflichtige Umsätze 
zu 19 % aus den Energielieferungen an die Mieter angab und die Vorsteuern aus der Rechnung über die Installation der 
Heizungsanlage sowie den Gaslieferungen geltend machte, was im Ergebnis zu Erstattungsbeträgen führte. Das Finanzamt 
setzte demgegenüber die Umsatzsteuervorauszahlungen für Oktober bis Dezember 2016 auf jeweils 0 Euro fest, weil die 
Energielieferungen an die Mieter unselbstständige Nebenleistungen zu der steuerfreien Wohnungsvermietung darstellten. 
Die Klage hatte vor dem Finanzgericht Münster Erfolg. 
 
Der Bundesfinanzhof12 teilte die Auffassung des Finanzgerichts jedoch nicht. Der Vorsteuerabzug ist ausgeschlossen, da 
Erwerb und Installation der Heizungsanlage in einem direkten und unmittelbaren Zusammenhang mit der steuerfreien 
Vermietung standen. Schuldet der Vermieter von Wohnraum zum vertragsgemäßen Gebrauch auch die Versorgung mit 
Wärme und warmem Wasser, stehen Kosten des Vermieters für eine neue Heizungsanlage jedenfalls dann im direkten 
und unmittelbaren Zusammenhang zur steuerfreien Vermietung, wenn es sich dabei nicht um Betriebskosten handelt, die 
der Mieter gesondert zu tragen hat. Dies trifft auf den Streitfall zu, da die Kosten für Erwerb und Installation der Heizungs-
anlage vom Mieter nicht neben der Miete gesondert nach § 556 BGB als Betriebskosten zu tragen waren. 
 

Zuordnungsentscheidung für Vorsteuerabzug aus dem  
Erwerb einer Photovoltaikanlage 

 
Ein Steuerpflichtiger hat seine Entscheidung, die Photovoltaikanlage dem Unternehmensvermögen zuzuordnen, durch die 
Geltendmachung des Vorsteuerabzugs in seiner eingereichten Umsatzsteuererklärung hinreichend dokumentiert.  
 
So entschied das Finanzgericht Köln13. Denn die Geltendmachung des Vorsteuerabzugs ist ein gewichtiges - und auch 
ausreichendes – Indiz für die Zuordnung eines Gegenstands zum Unternehmensvermögen. Dem steht nicht entgegen, 
dass der Steuerpflichtige keine Umsatzsteuervoranmeldungen eingereicht hat. Eine „zeitnahe” Dokumentation der 
Zuordnungsentscheidung liegt vor, wenn diese bis zur gesetzlichen Abgabefrist für Steuererklärungen erfolgt ist. Die für 
beratene Steuerpflichtige maßgebende Abgabefrist ist auch für die Dokumentation der Zuordnungsentscheidung maßge-
bend. 
 

Die Auswirkungen eines „Berliner Testaments“ im Erbschaftsteuerrecht 
 
Das sog. Berliner Testament bezeichnet eine testamentarische Regelung, bei der Ehegatten sich gegenseitig zu Erben 
einsetzen und die gemeinsamen Kinder erst nach dem Tode des Letztversterbenden Erben werden. Diese doch recht 
verbreitete Testiermethode bevorzugt in erster Linie finanziell den jeweiligen Ehepartner und verweist Kinder auf die 
Großzügigkeit des zunächst überlebenden Elternteils durch evtl. Schenkungen. In vielen Fällen wird aber der Fiskus 
dadurch mit einer höheren Erbschaftsteuer begünstigt. Wird Vermögen innerhalb der engsten Familie vererbt, dann wer-
den die den Kindern zustehenden Freibeträge (je 400.000 Euro pro Kind) im ersten Todesfall nicht genutzt und evtl. ergibt 
sich auch eine höhere Erbschaftsteuer durch einen höheren Steuersatz. 
 
Beispiel 1: 
Unterstellt man in einem Erbfall ein Vermögen des Ehemannes von 2 Mio. Euro und der Ehefrau von 0,5 Mio. Euro sowie 
Gütertrennung, dann fällt beim Tode des Ehemannes eine Erbschaftsteuer von 19 % auf 1,5 Mio. Euro = 285.000 Euro 
an. Beim Versterben der Ehefrau und bis auf die Erbschaftsteuerzahlung unverändertem Vermögen sind je Kind dann 
weitere 19 % auf 707.500 Euro = 134.425 Euro fällig. Tritt dieser Todesfall innerhalb von z. B. 5 Jahren nach dem 
Versterben des Ehemanns ein, wird der vom Vater stammende Vermögensanteil mehrfach vererbt und den Kindern steht 
eine Ermäßigung von 30 % der auf dieses Vermögen entfallenden Steuer zu = rd. 36.400 Euro (§ 27 ErbStG). Damit sind 
dann für das Vererben insgesamt 482.050 Euro zu zahlen.  
 
Beispiel 2: 
Bei gleichen Vermögenswerten und der gesetzlichen Erbfolge (im ersten Erbfall: Ehefrau und Kinder je 1/3) sowie dem 
Versterben des Ehepaares ebenfalls innerhalb von 5 Jahren können alle Freibeträge ausgenutzt werden und die Gesamt-
steuer verringert sich auf 105.000 Euro. Die Steuerbelastung kann aber auch dadurch wesentlich verringert werden, dass 
den Kindern im ersten Todesfall ein Vermächtnis von je 400.000 Euro ausgesetzt wird, die Kinder den Pflichtteil nach ihrem 
Vater verlangen, evtl. begrenzt auf die Höhe des Freibetrags, oder den Kindern eine Schenkung vom Vater in Höhe von 
400.000 Euro gewährt wird. In diesen Variationen verringert sich die Gesamtsteuer auf 220.000 Euro. Für die Geltendma-
chung des Pflichtteils ist die Verjährungsfrist von 3 Jahren (gem. § 2332 BGB) zu beachten. 

 
12 Bundesfinanzhof, Urteil V R 15/21 vom 07.12.2023, LEXinform 0953582 
13 Finanzgericht Köln, Urteil 8 K 2418/22 vom 07.11.2023, LEXinform 5025809 
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Arbeitsverträge künftig per E-Mail möglich 
 
Arbeitsverträge sollen künftig in Text- statt in Schriftform geschlossen werden können. Darauf hat sich die Bundesregie-
rung am 21.03.2024 geeinigt. Arbeitsverträge sollen damit bald digital vereinbart werden können, etwa durch eine E-Mail. 
Eine eigenhändige Unterschrift auf Papier, wie es § 126 BGB fordert, ist dann nicht mehr nötig.  
 
Die Änderung soll nachträglich noch in den bereits am 13.03.2024 beschlossenen Regierungsentwurf für das Vierte Büro-
kratieentlastungsgesetz (BEG IV) integriert werden. Der Regierungsentwurf für das nunmehr um die digitalen Arbeitsver-
träge ergänzte BEG IV wird nun dem Bundesrat zur Stellungnahme zugeleitet und nach einer Gegenäußerung der Bun-
desregierung an den Deutschen Bundestag weitergeleitet und dort beraten. 
 
 

Beweiswert von Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 
 
Das Bundesarbeitsgericht14 hat entschieden, dass der Beweiswert von (Folge-) Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen er-
schüttert sein kann, wenn der arbeitsunfähige Arbeitnehmer nach Zugang der Kündigung eine oder mehrere Folgebeschei-
nigungen vorlegt, die passgenau die Dauer der Kündigungsfrist umfassen, und er unmittelbar nach Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses eine neue Beschäftigung aufnimmt. 
 
 

Ungenehmigtes Posten von Bildern vom Arbeitsplatz  
kann Kündigungsgrund sein 

 
Ein Frachtpilot hatte Fotos und Videos von seiner Tätigkeit in sozialen Netzwerken wie Instagram, Facebook oder YouTube 
geteilt, obwohl es im Unternehmen u. a. eine Geheimhaltungsverpflichtung sowie bestimmte Zustimmungserfordernisse 
gab. Der Pilot hatte eine Nebentätigkeit unter dem Stichwort „Promotion, Modeln (Blogger)“ beantragt und diese auch 
genehmigt bekommen. Er ging daher davon aus, dass seine Veröffentlichungen durch diese Genehmigung abgedeckt 
seien. Der Pilot teilte z. B. Fotos aus dem Cockpit, von sich bei der Arbeit oder in Dienstuniform. Der Arbeitgeber kündigte 
ihm daraufhin das Arbeitsverhältnis. 
 
Das Landesarbeitsgericht15 hielt die Kündigung für wirksam. Das ungenehmigte Posten von Bildern vom Arbeitsplatz stellt 
einen wichtigen Grund für eine Kündigung dar. Dem Arbeitgeber steht das Recht am eigenen Bild und Wort zu. Dieses 
Recht hat der Kläger durch die Postings verletzt. Zudem hat er gegen seine umfassende Verschwiegenheitspflicht versto-
ßen, da keine Erlaubnis für derartige Veröffentlichungen vorlag.  
 
 

Verordnung zur technischen Umsetzung des Basisregisters  
für Unternehmen im Kabinett gebilligt 

 
Die Bundesregierung hat den vom Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz, vom Bundesminister der Justiz sowie 
vom Bundesminister der Finanzen vorgelegten Entwurf einer Verordnung über das Register über Unternehmensbasisdaten 
(UBRegV) gebilligt. 
 
Vorrangiges Ziel des Basisregister ist die Umsetzung des Once-Only-Prinzips, einem elementaren Baustein der Register-
modernisierung in Deutschland: Damit sollen Unternehmen ihre Daten und Dokumente der Verwaltung nur noch einmal 
mitteilen müssen; Mehrfachmeldungen an verschiedene Register und Behörden sollen so schrittweise durch Registerab-
fragen und zwischenbehördliche Datenaustausche ersetzt werden können. Daneben sind weitere Anwendungsfälle für das 
Basisregister vorgesehen, etwa im Bereich des Identitätsmanagements oder im Kontext des Onlinezugangsgesetzes (OZG), 
die in späteren Ausbaustufen entwickelt werden sollen. Perspektivisch soll das Basisregister Entlastungen im dreistelligen 
Millionenbereich jährlich ermöglichen.  
 
 

 
14 Bundesarbeitsgericht, Pressemitteilung vom 13.12.2023 zum Urteil 5 AZR 137/23 vom 13.12.2023, LEXinform 0464890 
15 Landesarbeitsgericht Sachsen, Urteil 4 Sa 34/21 vom 07.11.2022, LEXinform 4266184 


